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Kein Problem, bloß ein Formfehler 
Regierung bestreitet Rechtsverstöße bei JGU-Boehringer-Deal 
Von Ralf Wurzbacher 

Sprengt das Engagement der 
Boehringer-Stiftung an der 
Johannes-Gutenberg-Universität 
(JGU) Mainz den Rahmen, den 
Recht und Gesetz vorgeben? Das 
rheinland-pfälzische Wissen-
schaftsministerium meint: nein. Es 
sei niemals eine Einschränkung der 
Freiheit von Forschung und Lehre 
festgestellt worden, behauptete 
Staatssekretär Salvatore Barbaro 
in der Vorwoche während einer 
Sitzung des zuständigen Aus-
schusses im Mainzer Landtag. 
Dass die Kooperation in ein 
schlechtes Licht gerückt worden 
sei, nannte der SPD-Politiker »sehr 

bedauerlich«. Die negativen 
Presseberichte würden dem Vertrag aber »nicht gerecht«. Auch hätten sich bisher keine 
Wissenschaftler gemeldet, die sich eingeschränkt gefühlt hätten. 

Während das seitens der Unileitung immerhin ein schwaches Schuldeingeständnis hinsichtlich 
einer vermeintlich fehlerhaften Vertragsausgestaltung war, wischt die Landesregierung jede Kritik 
einfach vom Tisch. Der Kontrakt »regelt an keiner Stelle, dass es irgendeine Einflussnahme der 
Stiftung auf das Auswahlverfahren gibt«, so Barbaro, der früher selbst an der JGU gearbeitet und 
2012 zum Honorarprofessor ernannt wurde. Man könne den Inhalt zwar »anders auslegen«, bei 
der Prüfung der Verträge habe sein Ministerium jedoch »keinen Anlass« für eine rechtliche Bean-
standung gesehen. Bei der geplanten Neufassung gehe es nur um »begriffliche Klarstellungen«. 

Alles also nur ein Formfehler? Das sieht nicht jeder so. Heftige Kritik setzte es vom Deutschen 
Hochschulverband (DHV), der Berufsvertretung von Wissenschaftlern, für den die Vorgänge 
»nicht akzeptabel« sind. Dem Verband missfällt insbesondere die Regelung, wonach der 
Boehringer-Stiftung bei Fragen der Bestellung einer Professur und deren finanzieller Ausstattung 
eine Art von Vetorecht eingeräumt wurde. Wenn der Stifter einer Berufungsvereinbarung zustim-
men müsse, könne dieser »selbstverständlich auf diese Weise massiven Einfluss nehmen«, findet 
DHV-Geschäftsführer Michael Hartmer. 

Auch SWR-Starreporter Thomas Leif, der erfolgreich auf Vertragseinsicht geklagt hatte, erkennt in 
den fraglichen Klauseln einen unzulässigen Eingriff in die Forschungs- und Wissenschaftsfreiheit. 
So könne jede nach dem Prinzip der Bestenauslese erfolgte Berufung dadurch unterlaufen 
werden, dass ein der Stiftung nicht genehmer Kandidat keine oder nur eine unangemessene 
Ausstattung mit Personal und Mitteln angeboten bekommt. »Darin liegt ein rechtswidriger Verstoß 
gegen Paragraph 50 des Hochschulgesetzes Rheinland-Pfalz und die dort geregelte Formen-
strenge zum Ablauf des Berufungsverfahrens.« 

Leif hatte angesichts seines juristischen Triumphes vor vier Monaten von einem »wichtigen Sieg 
für die Pressefreiheit« gesprochen. Die Einschätzung erscheint einigermaßen blauäugig. Was 
Kooperationsverträge zwischen Hochschulen und Drittmittelgebern, insbesondere denen aus der 
Industrie, im Wortlaut besagen, ist das eine. Wie die Partnerschaft zweier ungleicher Partner – da 
ein mächtiger und einflussreiche Geldgeber, dort ein Geldnehmer in staatlicher Mangelverwaltung 
– in der Praxis mit Leben gefüllt wird, steht auf einem anderen Blatt. Und dieses gelangt in aller 
Regel nicht ans Licht der Weltöffentlichkeit. 
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